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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
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No. 12. 


des Geſetzes vom 14ten Juli 1822., uͤber die Heranziehung der Staats⸗ 
Diener zu den Gemeinelaſten, auf ſtaͤdtiſche, landſchaftliche und andere, 
nach der Bezeichnung des Landrechts F. 69. Tit. X. Pars II, als mittelbare 


(Ne. 4364.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 14ten Mai 1832., betreffend die Anwendung 


D Staatsdiener zu betrachtende Beamte. 


Ia in der revidirten Staͤdte⸗Ordnung H. 39, beſtimmt iſt, daß die ſtaͤdtiſchen 


Beamten, in Anſehung ihrer Beitraͤge zu den Gemeinelaſten, wie die Staatsdiener 


behandelt werden ſollen; ſo ſetze Ich, nach dem Antrage des Staatsminiſterii 
vom 27ſten v. M., hierdurch feſt: daß das Geſetz, uͤber die Heranziehung der 
Staatsdiener zu den Gemeinelaſten, vom 1 1ten Juli 1822., in allen Staͤdten, 


in welchen die Kommunal⸗Abgaben in der Form einer allgemeinen Einkommen⸗ 


IE Pal. ” 5 22. 


Steuer erhoben werden, auch auf ſtaͤdtiſche, landſchaftliche und andere, nach 
der Bezeichnung des Landrechts §. 69. Tit. X. P. II. als mittelbare Staatsdiener 


zu betrachtende Beamte in Anwendung gebracht und hiernach die Beſtimmung 
im F. 8. des gedachten Geſetzes, in ſoweit fie die vorbezeichneten Beamten 
betrifft, abgeaͤndert ſeyn ſoll. Das Staatsminiſterium hat dieſe Vorſchrift 


geſetzlich zu publiziren. Berlin, den 14ten Mai 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1362.) Vertrag zwiſchen Preußen und Anhalt⸗Bernburg, den Beitritt des Letztern zu 
- dem, zwiſchen Preußen, Anhalt Köthen und Anhalt⸗Deſſau, wegen gegen⸗ 


ſeitiger Aufhebung des Elbzolles unterm 47ten Juli 1828. geſchloſſenen 


— Vertrage, betreffend. Vom 17ten Mai 1831. 
S Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Seine aͤlteſtregierende Herzogliche 
Durchlaucht zu Anhalt, in der Abſicht, den am 17ten Juli 1828. zwiſchen 
Preußen, Anhalt Köthen und Anhalt⸗Deſſau, wegen gegenſeitiger Aufhebung 
des Elbzolles abgeſchloſſenen Vertrag, zu welchem der Beitritt im Artikel 8. 


deſſelben Seiner Herzoglichen Durchlaucht vorbehalten worden, auch auf die Anhalt⸗ 


Bernburgiſchen Lande auszudehnen, haben Bevollmaͤchtigte ernannt, naͤmlich: 


Jahrgang 1832, — (No. 1364, 1362.) * Seine 


(Ausgegeben zu Berlin den Tten Juni 18320 


5 — 146 — 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen 
Allerhöchſt⸗Ihren Geheimen Legationsrath, Albrecht Friedrich 
Eichhorn, Ritter des Koͤniglich⸗Preußiſchen rothen Adler⸗Ordens 
3ter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreutzes ter Klaſſe am weißen 
Bande ꝛe. ꝛc. & 8 8 
und RR Sn 
Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt: 
Hoͤchſt⸗Ihren Geheimen Legationsrath, Friedrich Wilhelm Ludwig 
SER Freiherrn von Salmuth, 5 5 
welche, nachdem die Hinderniffe, die bis jetzt jenem Beitritte entgegenſtanden, 
durch den heute, wegen Regulirung der Schiffahrts-Abgaben auf der Saale, 
zwiſchen Preußen und Anhalt⸗Bernburg abgeſchloſſenen Vertrag, beſeitigt worden, 
nachſtehende Uebereinkunft, mit Vorbehalt der Genehmigung, verabredet haben: 
Art. 1. Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt treten 
dem, am 17ten Juli 1828. zwiſchen Preußen, Anhalt⸗Koͤthen und Anhalt⸗Deſſau, 
wegen gegenſeitiger Aufhebung des Elbzolles abgeſchloſſenen Vertrage bei. : 
In Folge dieſes Beitritts kommen vom 1ſten Juli d. J. ab folgende Be⸗ 
ſtimmungen in Anwendung. N = 
Art. 2. Von allen Gegenſtaͤnden, welche auf der Elbe 5 
a) im Anhalt-Bernburgiſchen Gebiete eingeladen worden find, um in das 
Preußiſche, Anhalt⸗Koͤthenſche oder Anhalt⸗Deſſauiſche Gebiet eingeführt 
zu werden, oder i 5 BE 2 85 ö 
b) aus dem Auslande nach dem Anhalt-Bernburgiſchen Gebiete eingehen, mit 
der Beſtimmung, dort zu bleiben, oder f 8 Se: 
c) in dem Anhalt» Bernburgifchen Gebiete eingeladen worden find, um durch 
das Preußiſche, Anhalt Köthenfche oder Anhalt⸗Deſſauiſche Gebiet ins 


Ausland verſchifft zu werden, W | Bl 
ſoll weder an den Preußiſchen Elbzollſtellen, noch an denen Ihrer Herzoglichen 
Durchlauchten der Herzöge zu Anhalt-Bernburg, Anhalt-Koͤthen und Anhalt⸗ 
Deſſau, der traktatenmaͤßige Elbzoll erhoben werden. SS 

Art. 3. Eben ſo ſoll auch von allen Gegenſtaͤnden, welche auf der Elbe 

a) in dem Preußiſchen, Anhalt⸗Koͤthenſchen und Anhalt⸗Deſſauiſchen Gebiete 
eingeladen worden find, um in das Anhalt⸗Bernburgiſche Gebiet eingefuͤhrt 

zu werden, oder a a 

b) aus dem Auslande mit der Beſtimmung nach dem Preußiſchen, Anhalt: 
KRoͤthenſchen und Anhalt⸗Deſſauiſchen Gebiete eingehen, oder = 


ch im Preußiſchen, Anhalt⸗Koͤthenſchen und Anhalt⸗Deſſauiſchen Gebiete „„ 


geladen worden ſind und durch das Anhalt⸗Bernburgiſche in das Preußiſche, 
Anhalt⸗Koͤthenſche und Anhalt⸗Deſſauiſche Gebiet oder in das Ausland 
verſchifft werden en 


-_ mw. 


der traktatenmaͤßige Elbzoll an den Zollſtellen der gedachten Staaten nicht erhoben 

CC ² ... Ba iin? eairuinnirtiaimes an 

Ausgenommen: find jedoch Waaren, welche aus dem Packhofe in Roßlau 

nach dem Auslande ausgefuͤhrt werden ſollen. Wie von dieſen der Elbzoll, und zwar 

in dem vollen Satze, der Preußen fiir die ganze Strecke von Wittenberge bis Muͤhl⸗ 
berg traktatenmaͤßig gebührt, Preußiſcher Seits erhoben wird ſo iſt derſelbe ferner 
auch traktatenmaͤßig an Anhalt⸗Bernburg zu entrichten. 

Art. 4. Die Abgabe von den Fahrzeugen oder die Rekognitionsgebuͤhr 
wird nur dann erhoben werden, wenn die Schiffe nicht innerhalb des Preußiſchen 
und Anhaltiſchen Gebiets verbleiben, ſondern die Beſtimmung haben, ihre Fahrt 
in das Ausland fortzuſetzen. 

Art. 5. An die Stelle des Elbzolles und der Rekognitionsgebuͤhr, wo 
beide nach vorſtehenden Beſtimmungen wegfallen, duͤrfen keine andere Belaſtungen 
treten. Doch verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Erhebung der tarifmaͤßigen 
Ein⸗ und Ausgangs⸗Abgaben, welche Preußen, in Folge der beſonderen Ver⸗ 
traͤge mit Ihren Herzoglichen Durchlauchten von Anhalt-Bernburg, Anhalt⸗ 

Koͤthen und Anhalt⸗Deſſau zuſteht, durch die gegenwartige Uebereinkunft kein 
Eintrag geſchehen foll, ; = 2 
Art. 6. Wie mit Ruͤckſicht auf die gegenfeitige Aufhebung des Elbzolles, 
unter denſelben Umſtaͤnden, unter welchen dieſer Zoll nicht entrichtet wird, im 
Verhaͤltniß Preußens zu Anhalt Köthen und Anhalt⸗Deſſau, auch auf der Saale 
Preußiſcher Seits ſtatt aller bisherigen Abgaben nur die Schleuſengefaͤlle, welche 
zur Inſtandſetzung und Unterhaltung der Schleuſen nach dem Tarife vom 
31ſten Dezember 1826, beſtimmt find, Anhalt⸗Koͤthenſcher Seits aber das 
bisherige Seilgeld bei Nienburg, nur in einem vorlaͤufig auf 4 9 Gr. von dem 
Schiffe, für welches die Senkung des Seils geſchieht, feſtgeſetzten Betrage, 
erhoben wird, ſo machen Sich Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu 
Anhalt gegen Preußen anheiſchig, vom 1ſten Juli d. J. ab, ſo lange der gegen⸗ 
waͤrtige Beitrittsvertrag in Kraft bleibt, im Verhaͤltniß zu Anhalt- Köthen und 
Anhalt⸗Deſſau, bei gleicher Herabſetzung des Seilgeldes bei Nienburg auf 4 Gr., 
auch nur das Schleuſengeld bei Bernburg und das Seilgeld bei Groß-Wirſch⸗ 
lueben in dem Betrage erheben zu laſſen, wie beide zwiſchen Preußen und Anhalt⸗ 
Bernburg in dem heute wegen Regulirung der Schiffahrts⸗Abgaben auf der 
Saale unterzeichneten Vertrage, normirt worden ſind. . 
| Art. 7. Die etwa erforderlichen Maaßregeln zur Verhuͤtung von Unter⸗ 
ſchleifen ſollen zwiſchen dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Generaldirektor der Steuern, 
der Herzoglich⸗Anhalt⸗Bernburgiſchen, imgleichen der Herzoglich⸗Anhalt-⸗Koͤthen⸗ 
ſchen und Anhalt⸗Deſſauiſchen oberſten Behörde, beſonders verabredet werden. 
Art. 8. In Abſicht der Dauer, der ſtillſchweigenden Verlängerung und 
der Wiederaufhebung dieſer Uebereinkunft, gelten die naͤmlichen Beſtimmungen, 
(No. 1362.) - welche 


x 


En 


welche in Beziehung auf die Erneuerung des Vertrages wegen Anſchließung der 
Herzoglich⸗Anhalt⸗Bernburgiſchen Lande an das Preußiſche indirekte Steuerſyſtem 
in Anwendung kommen. e Ca u matt 2 
Art. 9. Da der ganze Inhalt der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft, auf das 
Verhaͤltniß von Anhalt⸗Bernburg zu Anhalt⸗Koͤthen und Anhalt⸗Deſſau, wie 
ſich von ſelbſt verſteht, nur dann Anwendung findet, wenn die beiden letzteren 
Staats⸗Regierungen ſich denſelben durch geeignete Erklaͤrungen aneignen, ſo 
behaͤlt Preußen ſich vor, Ihre Herzoglichen Durchlauchten von Anhalt» Köthen 
und Anhalt⸗Deſſau hiezu beſonders einzuladen. 5 Beer 
Gegenwaͤrtige Uebereinkunft foll unverzuͤglich zur Ratifikation vorgelegt 
und die Auswechſelung der desfallſigen Urkunden ſpaͤteſtens binnen vier Wochen 
bewirkt werden. 0 7 ö = 
Zu Urkund deſſen iſt die Uebereinkunft von den beiderſeitigen Bevollmächtigten, 
unter Beidruͤckung ihrer Siegel, unterzeichnet worden. 
Berlin, den 17ten Mai 1831. 


Albrecht Frdr. Eichhorn. Frdr. Wilh. Ludwig Frh. v. Salmuth. 
5 (18) (L. S.) „ 


Vorſtehender, Koͤniglich⸗Preußiſcher Seits am 19ten Mai 1831. und 
Herzoglich⸗Anhalt⸗Bernburgiſcher Seits unterm 20ſten Mai 1831. ratifizirter 
Staatsvertrag, wird hierdurch mit dem Bemerken zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß, dem im Art. 9. enthaltenen Vorbehalte gemaͤß, Ihre Hochfuͤrſt⸗ 
lichen Durchlauchten, die Herzoͤge von Anhalt⸗Koͤthen und Anhalt⸗Deſſau, 
mittelſt Höchfteigenhändig reſp. unterm 16ten und 15ten Maͤrz 1832. vollzogener 
Urkunden, den Beitritt Seiner Hochfuͤrſtlichen Durchlaucht des Herzogs von 
Anhalt⸗Bernburg zu dem unterm 17ten Juli 1828. abgeſchloſſenen Staats⸗ 
Vertrage, mit dem Verſprechen akzeptirt haben, die Uebereinkunft vom 17ten 
Mai 183 1., in Abſicht aller Verbindlichkeiten, welche Hoͤchſt⸗ Denenſelben danach 
obliegen, genau in Ausführung bringen zu laſſeen. 95 

Berlin, den 314ſten Mai 1832. x 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. | 
4 Eichhorn. 5 


